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BMF: Keine gesonderte Feststellung des Bestands des steuerlichen Einlagekontos bei rechtsfä-

higen privaten Stiftungen – Folgen aus dem BFH-Urteil vom 17.05.2023 (I R 42/19) 

Der BFH hatte im Urteil vom 17.05.2023 (I R 42/19) entschieden, dass bei rechtsfähigen privaten 

Stiftungen des bürgerlichen Rechts keine gesonderte Feststellung des Bestands des steuerlichen 

Einlagekontos erfolgt, da es hierfür an einer Rechtsgrundlage mangelt. Das Finanzamt hatte die 

Feststellung eines Bestands des steuerlichen Einlagekontos abgelehnt, da die Rechtsform der Stif-

tung nicht vom Wortlaut des § 27 Abs. 7 KStG erfasst werde. Dagegen richtete sich die Klage der 

Stiftung. Hinzuweisen ist auch auf das im Wesentlichen inhaltsgleiche Urteil vom 17.05.2023 (I R 

46/21). 

Der BFH vertritt in Rz. 21 des o. g. Urteils vom 17.05.2023 (I R 42/19) die – nicht entscheidungser-

hebliche – Auffassung, dass es bei rechtsfähigen privaten Stiftungen des bürgerlichen Rechts 

nicht zwingend einer gesonderten Feststellung nach § 27 Abs. 7 KStG bedarf, um für die Destina-

täre die Anwendbarkeit des § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG (Ertragsteuerfreiheit von Substanzaus-

schüttungen) zu erreichen. 

Dem tritt die Finanzverwaltung nun mit ausdrücklich BMF-Schreiben vom 24.04.2024 entgegen. 

Danach gelte weiterhin, dass die Annahme einer Einlagenrückgewähr auf Ebene der Leistungs-

empfänger einer Stiftung daran scheitert, dass auf Ebene der Stiftung kein steuerliches Einlage-

konto festgestellt wird und folglich Beträge des Einlagekontos auch nicht verwendet werden 

können. 

Betroffenen Steuerpflichtigen ist zu raten, gegen eine etwaige Abgeltungsteuerbelastung von 

Substanzausschüttungen im Rahmen der Veranlagung zur Einkommensteuer vorzugehen.  

 

BMF/Bundesregierung: Antworten im Rahmen einer „Kleinen Anfrage“ der Fraktion der 

CDU/CSU im Bundestag zum Stand der Abzugsteuerentlastungsverfahren 

Die Bundesregierung bzw. das BMF hat im Rahmen einer „Kleinen Anfrage“ der Fraktion der 

CDU/CSU im Bundestag verschiedene Fragen zum Stand der Abzugsteuerentlastungsverfahren 

beantwortet (vgl. Drucksache 20/10898). Beim BZSt komme es nach Kenntnis der Fragesteller ak-

tuell zu starken Verzögerungen bei der Ausstellung von Bescheinigungen über die Freistellung 

von deutscher Abzugssteuer auf Kapitalerträge nach § 50c Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und § 43b EStG. 

Ohne die rechtzeitige Ausstellung der Bescheinigung durch das BZSt müssen auszahlende Stellen 

zunächst Kapitalertragsteuer abführen, nur um sie anschließend im sog. Abzugsteuerentlastungs-

verfahren nach § 50c Abs. 3 EStG erstatten zu lassen. 

Die Antwort der Bundesregierung bzw. des BMF lässt hohe Durchlaufzeiten sowohl beim Freiste-

allungsverfahren (480 Tage) als auch beim Erstattungsverfahren (615 Tage) erkennen. Dabei wird 

allerdings auch betont, dass die Freistellungsbescheinigung regelmäßig innerhalb von drei Mona-

ten – insofern also „fristgerecht“ – seitens des BZSt erteilt, wenn alle zur Entscheidung erforderli-

chen Unterlagen vorliegen. Der Freistellungszeitraum beginne zudem regelmäßig bereits ab dem 

Tag, an dem der Antrag beim BZSt eingeht, § 50c Abs. 2 Satz 4 EStG. Der Antragsteller habe bei 

einer zum Zeitpunkt der Ausschüttung aus seiner Sicht „zu spät“ erteilten Freistellungsbescheini-

gung stets das (Wahl-)Recht, die Kapitalertragsteueranmeldung beim zuständigen Finanzamt kor-

rigieren zu lassen (§ 50c Abs. 2 Satz 3 Hs. 2 EStG) oder beim BZSt einen Erstattungsantrag nach 

§ 50c Abs. 3 EStG zu stellen und so eine Entlastung von der Kapitalertragsteuer zu erlangen. 

U.a. ergibt sich aus den Antworten aber auch, dass in den letzten Jahren jeweils deulich mehr Er-

stattungsanträge gestellt wurden, als Erledigungen zu verzeichnen waren, so dass die Anzahl der 
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Anträge auf Kapitalertragsteuererstattung, die beim BZSt noch auf Bearbeitung warten, stetig zu-

nimmt. Das BMF unterstütze das vom BZSt vorgelegte Personalisierungskonzept, wonach der zu-

ständige Arbeitsbereich zum Abbau der Rückstände durch zusätzliche Arbeitskräfte unterstützt 

werde. 

 

EuGH: Umsatzbesteuerung von unentgeltlichen Wertabgaben 

Anlässlich eines Vorlageverfahrens des BFH präzisiert der EuGH mit Urteil vom 25.04.2024  

(C-207/23) die Besteuerung von unentgeltlichen Wertabgaben. 

Im Streitfall betrieb die Klägerin eine Biogasanlage und nutzte die Biogase zur Produktion von 

Strom in einem Blockheizkraftwerk. Der so produzierte Strom wurde gegen eine Vergütung ins 

Netz eingespeist. Die im Produktionsprozess erzeugte Wärme überließ die Klägerin teilweise an-

deren Unternehmern für deren unternehmerische Tätigkeit. Die von diesen Unternehmern ge-

schuldete Vergütung sollte sich nach der wirtschaftlichen Lage des jeweiligen Wärmeabnehmers 

richten und wurde in den Verträgen nicht festgelegt. Da die Klägerin den Wärmeabnehmern tat-

sächlich keine Entgelt in Rechnung stellte, ging das Finanzamt von einer unentgeltlichen Zuwen-

dung der Klägerin gem. § 3 Abs. 1b Nr. 3 UStG aus und berechnete die Wertabgaben nach § 10 

Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG auf Basis der hierfür entstandenen Selbstkosten. Im zweiten Rechtsgang 

legte der BFH dem EuGH letztlich drei Vorlagefragen vor. 

Zunächst wollte der BFH die Frage geklärt wissen, ob eine unentgeltliche Wertabgabe eines Ge-

genstands auch dann vorliegen könne, wenn die Zuwendung von einem Unternehmer an einen 

anderen Unternehmer (die Wärmeabnehmer) für deren unternehmerische Zwecke erfolgt. Da die 

Besteuerung von unentgeltlichen Wertabgaben einen unversteuerten Letztverbrauch vermeiden 

soll, zweifelt der BFH, ob diese Besteuerung auch dann eingreifen soll, wenn die Leistung gerade 

eben nicht an eine Privatperson, sondern an einen anderen Unternehmer für dessen wirtschaftli-

chen Geschäftsbetrieb erfolgt. Der EuGH stellt diesbezüglich klar, dass Art. 16 MwStSystRL keinen 

Raum für eine entsprechende Differenzierung lasse. Zudem führe eine solche Unterscheidung zu 

praktischen Schwierigkeiten, weil für den Einzelfall zu eruieren wäre, ob der Empfänger eine Pri-

vatperson oder ein unternehmerisch handelnder Steuerpflichtiger sei. Der EuGH kommt daher zu 

dem Schluss, dass der umsatzsteuerrechtliche Status des Empfängers, sei er Unternehmer oder 

Privatperson, nicht maßgeblich sein könne und daher für die Besteuerung einer unentgeltlichen 

Wertabgabe keine Bedeutung habe.  

Die zweite und dritte Vorlagefrage des BFH zielen auf die Ermittlung der Bemessungsgrundlage 

für derartige Wertabgaben. Da für die Wärmeabgaben seitens der Klägerin kein Einkaufspreis 

feststellbar war, musste die Wertermittlung auf Basis des sog. Selbstkostenpreises erfolgen, vgl. 

§ 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG. Der BFH fragt sich, ob diesbezüglich nur vorsteuerbelastete Kosten-

elemente in die Ermittlung des Selbstkostenpreises einfließen dürfen. Denn die Zielsetzung der 

Wertabgabenbesteuerung sei es, einen ungerechtfertigten Vorteil eines Unternehmers gegen-

über einem Verbraucher zu verhindern. Die Einbeziehung von nicht vorsteuerbelasteten Elemen-

ten wäre daher im Hinblick auf die Gleichbehandlung entbehrlich, da auch gewöhnliche Verbrau-

cher diese ohne Umsatzsteuerbelastung beziehen könnten. Zudem fragte der BFH, ob zum Selbst-

kostenpreis nur die unmittelbaren Herstellungs- oder Erzeugungskosten oder aber auch nur mit-

telbar zurechenbare Kosten, wie z.B. Finanzierungsaufwendungen, gehören. Der EuGH stellt dies-

bezüglich klar, dass – anders als für die Ermittlung des Einkaufspreises – die Ermittlung des Selbst-

kostenpreises eine eingehende Prüfung ihrer wertbildenden Faktoren erfordert. Für die Ermittlung 

https://datenbank.nwb.de/Dokument/78902_3/?SprungMarke=ja_1b
https://datenbank.nwb.de/Dokument/78902_10/?SprungMarke=ja_4sn_1
https://datenbank.nwb.de/Dokument/78902_10/?SprungMarke=ja_4sn_1
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des Selbstkostenpreises sollen folglich nicht nur die unmittelbaren Herstellungs- oder Erzeu-

gungskosten zu berücksichtigen sein, sondern auch mittelbar zurechenbare Kosten, wie z.B. Fi-

nanzierungsaufwendungen. Dabei soll es insbesondere keine Rolle spielen, ob es sich um vorsteu-

erbelastete Kosten handelt oder nicht.  

Mit seiner Entscheidung bestätigt der EuGH insoweit die Auffassung der Finanzverwaltung, wel-

che für die Ermittlung des Selbstkostenpreises auch nicht vorsteuerbelastete Kosten mit in die 

Berechnung aufnimmt, vgl. Abschn. 10.6 Abs. 1 Satz 5 UStAE. Größere Auswirkung auf die Besteu-

erungspraxis könnte jedoch die vom EuGH festgelegte Ausweitung um die mittelbaren Kosten-

elemente, z.B. Finanzierungskosten oder Verwaltungsgemeinkosten, für die Ermittlung des Selbst-

kostenpreises haben. Der BFH selbst hatte im Vorlagebeschluss ausgeführt, dass die Einbezie-

hung derartiger Kosten einer einfachen Wertbemessung entgegenstehen würde. Es bleibt daher 

abzuwarten, inwiefern der BFH in seinem Folgeurteil diese Kostenelemente ggf. näher beschreibt. 

Angesichts der Aussage des EuGH, wonach die Ermittlung des Selbstkostenpreises – unter Be-

rücksichtigung aller relevanten Gesichtspunkte und eingehender Prüfung der Wertfaktoren – der 

Steuerbehörde obliegt, ist für die rechtssichere und ggf. auch praktikable Umsetzung jedenfalls 

auch eine Klarstellung zur Anwendung aus Sicht der Finanzverwaltung unumgänglich.  
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Urteile und Schlussanträge des EuGH bis zum 22.04.2024  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

C-68/23 18.04.2024 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – 

Richtlinie 2006/112/EG – Art. 30a und 30b – Elektronisch gelieferte Gut-
scheine – Einzweck-Gutscheine und Mehrzweck-Gutscheine – Guthabenkar-

ten oder Gutscheincodes, die für den Erwerb digitaler Inhalte bestimmt und 

mit einer Länderkennung versehen sind, die die fraglichen digitalen Inhalte 

nur in dem betreffenden Mitgliedstaat zugänglich macht 

 

Alle am 25.04.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

IV R 2/21 14.12.2023 
Zerlegung eines Gewerbesteuermessbetrags bei mehrge-

meindlicher Betriebsstätte 

V R 24/21 31.01.2024 
Zu den Voraussetzungen einer Änderung gemäß § 27 Abs. 19 

Satz 1 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) 

XI R 1/20 22.11.2023 

Reihengeschäft: Keine notwendige Beiladung des Ersterwer-

bers im finanzgerichtlichen Verfahren des Lieferers; Beweis-

vermutung nach Art. 9 Abs. 1 CMR 

 

Alle am 25.04.2024 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV)  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort 

IV R 25/21 11.01.2024 

Bindung des Bescheids über die gesonderte Feststellung des 

vortragsfähigen Gewerbeverlustes an den Gewerbesteuer-

messbescheid 

IV R 3/21 14.12.2023 

Teilweise inhaltsgleich mit Urteilen des BFH vom 14.12.2023 

IV R 2/21 und IV R 4/21 - Zerlegung eines Gewerbesteuer-

messbetrags bei mehrgemeindlicher Betriebsstätte 

IV R 4/21 14.12.2023 

Teilweise inhaltsgleich mit Urteilen des BFH vom 14.12.2023 

IV R 2/21 und IV R 3/21 - Zerlegung eines Gewerbesteuer-

messbetrags bei mehrgemeindlicher Betriebsstätte 

IX B 35/23 09.04.2024 
Nichtzulassungsbeschwerde: Verfahrensfehler, Pflicht zur voll-

ständigen Berücksichtigung des Streitstoffs 

IX B 42/23 09.04.2024 Ladungsfähige Anschrift und Ermittlungspflicht des FG 

 

 

 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=284889&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=3465692
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410065/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410064/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410066/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450060/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450061/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450062/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450064/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202450063/
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Alle bis zum 26.04.2024 veröffentlichten Erlasse  

Aktenzeichen Entschei-

dungsdatum 

Stichwort       

IV C 2 - S 

2204/24/10001 

:001 

24.04.2024 
Keine gesonderte Feststellung des Bestands des steuerlichen 

Einlagekontos bei rechtsfähigen privaten Stiftungen 

III C 5 - S 7420-

a/21/10001 

:001 

22.04.2024 
Bundeseinheitlicher Vordruck für die Umsatzsteuer-Sonder-

prüfung; Vordruckmuster USt 7 A 

 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2024-04-24-steuerliches-einlagekonto.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2024-04-24-steuerliches-einlagekonto.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Einkommensteuer/2024-04-24-steuerliches-einlagekonto.pdf?__blob=publicationFile&v=6
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2024-04-22-vordruck-umsatzsteuer-sonderpruefung.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2024-04-22-vordruck-umsatzsteuer-sonderpruefung.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2024-04-22-vordruck-umsatzsteuer-sonderpruefung.pdf?__blob=publicationFile&v=10
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Urteil vom 17. Mai 2023, I R 42/19
Keine gesonderte Feststellung des Bestands des steuerlichen Einlagekontos bei rechtsfähigen privaten Stiftungen


ECLI:DE:BFH:2023:U.170523.IR42.19.0


BFH I. Senat


KStG § 1 Abs 1 Nr 4, KStG § 27 Abs 1, KStG § 27 Abs 2, KStG § 27 Abs 7, EStG § 20 Abs 1 Nr 9, AO § 179 Abs 1, EStG VZ
2013 , KStG VZ 2013 , BGB § 80, GG Art 20 Abs 3, GG Art 3 Abs 1, EStG § 20 Abs 1 Nr 1 S 3


vorgehend Finanzgericht Rheinland-Pfalz , 31. Juli 2019, Az: 1 K 1505/15


Leitsätze


Da der Wortlaut des § 27 Abs. 7 KStG keine Vermögensmassen erfasst, fehlt für rechtsfähige private Stiftungen des
bürgerlichen Rechts eine Rechtsgrundlage zur gesonderten Feststellung des Bestands des steuerlichen Einlagekontos.


Tenor


Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Finanzgerichts Rheinland-Pfalz vom 31.07.2019 - 1 K 1505/15
aufgehoben und die Klage abgewiesen.


Die Kosten des gesamten Verfahrens hat die Klägerin zu tragen.


Tatbestand


I.


 


Die Klägerin und Revisionsbeklagte (Klägerin), eine rechtsfähige private Stiftung des bürgerlichen Rechts, wurde im
Jahr 2010 durch den Stifter X gegründet und mit einem Anfangsvermögen von … € ausgestattet. Stiftungszweck ist
die Förderung der eigenen Familie des X (Familienstiftung).


1


Zum Stiftungsvermögen regelt § 3 der Stiftungssatzung:


"(1) Das Vermögen der Stiftung besteht aus
1. dem Anfangsvermögen in Höhe von … Euro sowie
2. sonstigen Zuwendungen zum Stiftungsvermögen.
Das Dotationskapital ist in der Bilanz der Stiftung gesondert als solches auszuweisen. Es ist zu
erhalten.
(2) Die Stiftung hat ihren Gewinn, der nach Abzug der Zuwendungen gemäß § 2 der
Stiftungssatzung verbleibt, in die offenen Rücklagen einzustellen, um ihren satzungsmäßigen
Zweck nachhaltig erfüllen zu können. Über die spätere Verwendung der offenen Rücklagen
wird durch die Gremien nach Maßgabe dieser Satzung entschieden."


2


Nach den Angaben in den "Jahresrechnungen" kam es in den Jahren 2010 bis 2013 zu Vermögenszuwächsen. Im Jahr
2012 zahlte X weitere … € in die "Kapitalrücklage" ein. Auszahlungen an die Destinatäre erfolgten nicht.


3


Mit der Körperschaftsteuererklärung für das Jahr 2013 (Streitjahr) reichte die Klägerin eine Erklärung zur
gesonderten Feststellung des Bestands des steuerlichen Einlagekontos nach § 27 Abs. 2 des
Körperschaftsteuergesetzes in der für das Streitjahr geltenden Fassung (KStG) zum 31.12.2013 ein. Darin gab sie
den Bestand des steuerlichen Einlagekontos zum Schluss des vorangegangenen Wirtschaftsjahrs und dessen
Endbestand zum 31.12.2013 mit jeweils … € an.


4
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Entscheidungsgründe


II.


Der Beklagte und Revisionskläger (Finanzamt ‑‑FA‑‑) lehnte die Feststellung eines Bestands des steuerlichen
Einlagekontos ab, da die Rechtsform der Stiftung nicht vom Wortlaut des § 27 Abs. 7 KStG erfasst werde. Zudem
fehle ein gesellschaftsrechtliches Verhältnis zwischen Stiftung und Stifter. Die Stiftung gewähre keine
Mitgliedschaftsrechte, die einer kapitalmäßigen Beteiligung am Vermögen der Stiftung gleichstünden. Ein
Einspruch blieb erfolglos.


5


Das Finanzgericht (FG) Rheinland-Pfalz gab der hiergegen gerichteten Klage mit Urteil vom 31.07.2019 -
1 K 1505/15 (Entscheidungen der Finanzgerichte ‑‑EFG‑‑ 2019, 1604) teilweise statt und verpflichtete das FA, den
Bestand des steuerlichen Einlagekontos nach § 27 Abs. 2 und § 28 Abs. 1 Satz 3 KStG zum 31.12.2013 mit 0 €
gesondert festzustellen. Zwar seien in § 27 Abs. 7 KStG ausdrücklich nur Körperschaften und
Personenvereinigungen, nicht aber sonstige Vermögensmassen erwähnt. Trotzdem erfülle die Klägerin als anderes
unbeschränkt steuerpflichtiges Körperschaftsteuersubjekt im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 4 KStG die Voraussetzungen
des § 27 Abs. 7 KStG, da sie Leistungen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 9 des Einkommensteuergesetzes in der im
Streitjahr geltenden Fassung (EStG) gewähren könne. Allerdings sei der Bestand des steuerlichen Einlagekontos
zum 31.12.2013 lediglich mit 0 € festzustellen. Ob die Zuführungen des Stifters zum Stiftungskapital mit
Nennkapital vergleichbar seien, könne hierfür dahingestellt bleiben. Da die Zuführungen nur die Vorjahre beträfen,
habe es im Streitjahr jedenfalls keine Änderungen des steuerlichen Einlagekontos gegeben.


6


Das FA macht mit seiner Revision die Verletzung materiellen Rechts geltend und beantragt, die Vorentscheidung
aufzuheben, soweit das FG der Klage stattgegeben hat, und die Klage insgesamt abzuweisen.


7


Die Klägerin beantragt, die Revision zurückzuweisen.8


Die Revision des FA ist begründet. Sie führt zur Aufhebung der Vorentscheidung und zur vollständigen
Klageabweisung (§ 126 Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung ‑‑FGO‑‑). Das FG ist zu Unrecht von einem
Anspruch der Klägerin auf Erlass eines Bescheids über die gesonderte Feststellung des Bestands des steuerlichen
Einlagekontos zum 31.12.2013 ausgegangen. Vielmehr ist eine gesonderte Feststellung des Einlagekontos für
rechtsfähige private Stiftungen des bürgerlichen Rechts nach der im Streitjahr maßgebenden Rechtslage
ausgeschlossen.


9


1. Nach § 179 Abs. 1 der Abgabenordnung (AO) muss eine gesonderte Feststellung von Besteuerungsgrundlagen
ausdrücklich gesetzlich angeordnet sein. Dies ist darauf zurückzuführen, dass abgestufte (mehrstufige)
Steuerverwaltungsverfahren, die von der Grundkonzeption des § 157 Abs. 2 AO abweichen, aufgrund des
Grundsatzes der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung (Art. 20 Abs. 3 des Grundgesetzes) einer besonderen gesetzlichen
Regelung bedürfen; die damit unverzichtbare Rechtsgrundlage für ein mehrstufiges Verfahren kann nicht durch
allgemeine Zweckmäßigkeitserwägungen ersetzt werden (z.B. Beschluss des Großen Senats des Bundesfinanzhofs
‑‑BFH‑‑ vom 11.04.2005 - GrS 2/02, BFHE 209, 399, BStBl II 2005, 679; Senatsbeschluss vom 13.05.2013 -
I R 39/11, BFHE 241, 1, BStBl II 2016, 434; BFH-Urteil vom 20.11.2018 - VIII R 39/15, BFHE 263, 112, BStBl II 2019,
239). Sofern die gesonderte Feststellung bestimmter materiell-rechtlich maßgebender Rechengrößen nicht
gesetzlich vorgesehen ist, muss über diese Größen grundsätzlich unmittelbar bei der Veranlagung des
Steuerpflichtigen (hier: in den Einkommensteuerveranlagungen der Destinatäre) entschieden werden (vgl. auch
Senatsurteil vom 10.04.2019 - I R 15/16, BFHE 265, 56, BStBl II 2022, 266).


10


2. Nach § 27 Abs. 1 Satz 1 KStG haben unbeschränkt steuerpflichtige Kapitalgesellschaften die nicht in das
Nennkapital geleisteten Einlagen am Schluss jedes Wirtschaftsjahrs auf einem besonderen Konto (steuerliches
Einlagekonto) auszuweisen. Das steuerliche Einlagekonto ist ausgehend von dem Bestand am Ende des
vorangegangenen Wirtschaftsjahrs um die jeweiligen Zu- und Abgänge des Wirtschaftsjahrs fortzuschreiben (§ 27
Abs. 1 Satz 2 KStG). Der sich danach ergebende Bestand des steuerlichen Einlagekontos ist nach § 27 Abs. 2 Satz 1
KStG gesondert festzustellen. Dieser Bescheid über die gesonderte Feststellung ist Grundlagenbescheid für den
Bescheid über die gesonderte Feststellung zum folgenden Feststellungszeitpunkt (§ 27 Abs. 2 Satz 2 KStG).


11


Nach § 27 Abs. 7 KStG gelten die Regelungen der Absätze 1 bis 6 der Vorschrift sinngemäß für andere unbeschränkt
steuerpflichtige Körperschaften und Personenvereinigungen, die Leistungen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1, 9 oder
Nr. 10 EStG gewähren können. § 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG erfasst unter anderem auch Leistungen einer nicht von der
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Körperschaftsteuer befreiten Körperschaft, Personenvereinigung oder Vermögensmasse im Sinne des § 1 Abs. 1
Nr. 3 bis 5 KStG, die mit Gewinnausschüttungen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG wirtschaftlich vergleichbar sind.
Nach der Senatsrechtsprechung sind diese Voraussetzungen im Fall einer rechtsfähigen privaten Stiftung des
bürgerlichen Rechts jedenfalls dann erfüllt, wenn die Leistungsempfänger der Stiftung (Destinatäre) unmittelbar
oder mittelbar Einfluss auf das Ausschüttungsverhalten der Stiftung nehmen können (Senatsurteil vom 03.11.2010 -
I R 98/09, BFHE 232, 22, BStBl II 2011, 417; weitergehend FG Hamburg, Urteil vom 20.08.2021 - 6 K 196/20, EFG
2022, 241 zu ausländischen Stiftungen, anhängige Revision BFH VIII R 25/21). § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 und 3 EStG
sowie § 20 Abs. 1 Nr. 2 EStG gelten nach § 20 Abs. 1 Nr. 9 Satz 1 Halbsatz 2 EStG entsprechend.


3. Das FG ist rechtsfehlerhaft davon ausgegangen, dass eine ausreichende Rechtsgrundlage für die gesonderte
Feststellung des Bestands des steuerlichen Einlagekontos der Klägerin zum 31.12.2013 besteht (vgl. auch die
Parallelentscheidung des Senats vom 17.05.2023 - I R 46/21).


13


a) Die Regelung des § 27 Abs. 1 KStG ist insoweit nicht ausreichend belastbar. Denn die Klägerin ist keine
Kapitalgesellschaft im Sinne des § 27 Abs. 1 Satz 1 KStG, sondern eine rechtsfähige private Stiftung des
bürgerlichen Rechts im Sinne der §§ 80 ff. des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB), die nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 KStG als
sonstige juristische Person des privaten Rechts der unbeschränkten Körperschaftsteuerpflicht unterliegt.


14


Darüber hinaus wird die Klägerin auch nicht vom Wortlaut des § 27 Abs. 7 KStG erfasst. Diese Vorschrift sieht eine
sinngemäße Anwendung von § 27 Abs. 1 bis 6 KStG nur für andere unbeschränkt steuerpflichtige "Körperschaften
und Personenvereinigungen" vor. Rechtsfähige private Stiftungen des bürgerlichen Rechts sind aber weder
Körperschaften noch Personenvereinigungen, sondern gehören zu den Vermögensmassen, die der Gesetzgeber
grundsätzlich von Körperschaften und Personenvereinigungen abgrenzt (z.B. in § 1 Abs. 1 KStG und in § 20 Abs. 1
Nr. 9 EStG). Die Einordnung als Vermögensmasse ergibt sich daraus, dass bei solchen Stiftungen weder eine
Beteiligung der Begünstigten (Destinatäre) am Vermögen möglich ist noch Mitgliedschaftsrechte bestehen (vgl.
Senatsurteil vom 03.11.2010 - I R 98/09, BFHE 232, 22, BStBl II 2011, 417).
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b) Dessen ungeachtet gehen nicht nur die Vorinstanz, sondern auch andere Finanzgerichte (FG Münster, Urteil vom
16.01.2019 - 9 K 1107/17 F, EFG 2019, 1010, Revision BFH I R 21/19 zurückgenommen, Einstellungsbeschluss vom
19.06.2019, nicht veröffentlicht; Sächsisches FG, Urteil vom 21.10.2020 - 5 K 117/18, EFG 2021, 1584; FG Nürnberg,
Urteil vom 15.06.2021 - 1 K 513/18, EFG 2022, 261) und die mittlerweile herrschende Meinung in der Literatur
davon aus, dass § 27 Abs. 7 KStG auch rechtsfähige private Stiftungen des bürgerlichen Rechts erfasst (Bauschatz in
Gosch, KStG, 4. Aufl., § 27 Rz 126; Berninghaus in Herrmann/Heuer/Raupach, § 27 KStG Rz 145; Endert in
Frotscher/Drüen, KStG/GewStG/UmwStG, § 27 KStG Rz 257a; Kleinmanns, eKomm, § 27 KStG Rz 85; Jauch in
Dötsch/Pung/Möhlenbrock, Die Körperschaftsteuer, Anh. "Stiftungen" zum KStG Rz 123; Kümpel in Bott/Walter,
KStG, § 27 Rz 139; Brandis/Heuermann/Oellerich, § 27 KStG Rz 75b; Stimpel in Rödder/Herlinghaus/Neumann,
KStG, 2. Aufl., § 27 Rz 197; Schnitger/Nordmeyer in Schnitger/Fehrenbacher, KStG, 2. Aufl., § 27 Rz 21 und 274;
Götz/Pach-Hanssenheimb, Handbuch der Stiftung, 4. Aufl., Rz 854 f.; Kraft, Die Unternehmensbesteuerung 2020, 95,
101 f.; von Löwe in Feick [Hrsg.], Stiftung als Nachfolgeinstrument, 2015, § 26 Rz 22; von Oertzen/Fritz, Betriebs-
Berater 2014, 87, 89; Orth, Zeitschrift für Stiftungs- und Vereinswesen ‑‑ZStV‑‑ 2020, 14; Schienke-Ohletz/Mehren,
ZStV 2022, 1, 6; Wystrcil, Die Besteuerung von Destinatärleistungen privatnütziger Stiftungen, 2014, S. 150 ff.; offen
gelassen im BFH-Urteil vom 14.07.2010 - X R 62/08, BFHE 231, 46, BStBl II 2014, 320).
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Dies wird ‑‑ähnlich wie im angefochtenen FG-Urteil‑‑ überwiegend damit begründet, dass diese Stiftungen an ihre
Destinatäre Leistungen erbringen könnten, die nach § 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG steuerpflichtig seien. Da diese Vorschrift
auch auf § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG Bezug nehme, müssten Stiftungen ein steuerliches Einlagekonto führen. Die
Nichterwähnung der Vermögensmassen in § 27 Abs. 7 KStG sei ein Versehen des Gesetzgebers. Diese Gesetzeslücke
sei zu schließen, da es ansonsten ‑‑dem Zweck des § 27 Abs. 7 KStG widersprechend‑‑ zu einer systemwidrigen
Besteuerung der Auskehrung von Einlagen käme. Der Gesetzgeber habe durch die Einbeziehung der Stiftungen in
§ 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG aber gerade deren Gleichbehandlung mit Kapitalgesellschaften und ihren Anteilseignern
angestrebt (BTDrucks 14/2683, S. 114). Des Weiteren wird darauf verwiesen, dass auch für Betriebe gewerblicher
Art (BgA) ein steuerliches Einlagekonto zu führen sei, ohne dass sie vom Wortlaut des § 27 Abs. 7 KStG erfasst seien
(vgl. hierzu Senatsurteil vom 30.09.2020 - I R 12/17, BFHE 270, 450, BStBl II 2022, 269; Schreiben des
Bundesministeriums der Finanzen vom 04.04.2022, BStBl I 2022, 645).
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c) Der Senat folgt dem nicht (im Ergebnis auch Schreiben des Landesamts für Steuern Niedersachsen vom
26.09.2019, Der Betrieb 2019, 2268; Fischer, Finanz-Rundschau 2017, 897, 900; wohl auch Ewert/Gottwalt, Die
steuerliche Betriebsprüfung ‑‑StBp‑‑ 2023, 38, 41 f.). Entscheidend ist, dass die Ausdehnung des persönlichen
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Anwendungsbereichs der gesonderten Feststellung nach § 27 Abs. 2 Satz 1 KStG auf rechtsfähige private Stiftungen
des bürgerlichen Rechts ‑‑wie bereits ausgeführt‑‑ dem klaren Wortlaut des § 27 Abs. 7 KStG widerspricht. Allein
der Umstand, dass Leistungen der Klägerin zu Einkünften im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG führen können, reicht
nach dem Wortlaut des § 27 Abs. 7 KStG gerade nicht aus, um ein gesondertes Feststellungsverfahren
durchzuführen (a.A. Berninghaus in Herrmann/Heuer/Raupach, § 27 KStG Rz 145).


d) Dem kann auch nicht mit Erfolg entgegengehalten werden, dass § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG eine steuerfreie
Rückgewähr von Einlagen nur bei einer entsprechenden Feststellung im steuerlichen Einlagekonto vorsehe und
§ 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG auf diese Vorschrift verweise, so dass die fehlende Erwähnung der Vermögensmassen in § 27
Abs. 7 KStG lediglich ein Versehen des Gesetzgebers sei - und diese ungewollte Gesetzeslücke entsprechend dem
Zweck des § 27 Abs. 7 KStG zu Gunsten der Destinatäre geschlossen werden müsse, um im Rahmen des § 20 Abs. 1
Nr. 9 EStG eine Abgrenzung zwischen steuerpflichtigen Einnahmen und einer nicht steuerpflichtigen Rückgewähr
von Einlagen zu ermöglichen.


19


Denn zum einen geht das FG zu Unrecht davon aus, dass die Einbeziehung rechtsfähiger privater Stiftungen des
bürgerlichen Rechts in die gesonderte Feststellung nach § 27 Abs. 7 KStG zwingend zu Gunsten der Destinatäre
wirke, so dass grundsätzlich die Möglichkeit einer (erweiternden) Auslegung des § 27 Abs. 7 KStG über dessen
Wortlaut hinaus eröffnet sei. Zwar verweist der zu Gunsten der Destinatäre wirkende § 20 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG
für die Abgrenzung steuerpflichtiger Gewinnausschüttungen zu einer nicht steuerpflichtigen Rückgewähr von
Einlagen auf das nach § 27 KStG gesondert festgestellte steuerliche Einlagekonto. Gleichzeitig ist ein gesondertes
Feststellungsverfahren aber auch mit Belastungen verbunden. Insbesondere müssen nach § 27 Abs. 2 Satz 4 KStG
jährlich Feststellungserklärungen abgegeben werden, weshalb für Kapitalgesellschaften der Europäischen Union in
§ 27 Abs. 8 KStG ein vereinfachtes Verfahren vorgesehen ist (BFH-Urteil vom 27.10.2020 - VIII R 18/17, BFHE 270,
495, BStBl II 2022, 524). Außerdem kommt es zu einer verfahrensrechtlichen Bindung der Destinatäre an die
gesonderte Feststellung des steuerlichen Einlagekontos auf Ebene der Stiftung, die im Fall fehlerhafter
Feststellungen auch zu ihren Ungunsten wirken kann.


20


Zum anderen bedarf es bei den rechtsfähigen privaten Stiftungen des bürgerlichen Rechts nicht zwingend einer
gesonderten Feststellung nach § 27 Abs. 7 KStG, um für die Destinatäre die Anwendbarkeit des § 20 Abs. 1 Nr. 1
Satz 3 EStG zu erreichen (im Ergebnis auch Jensen, Zeitschrift für das Recht der Non Profit Organisationen 2022,
122, 126 ff.; Schienke-Ohletz/Mehren, ZStV 2022, 1, 6). So ist es auch für Gewinnausschüttungen von
Drittstaatenkapitalgesellschaften an inländische Anteilseigner anerkannt, dass die Voraussetzungen des § 20 Abs. 1
Nr. 1 Satz 3 EStG im Rahmen des Veranlagungsverfahrens der Anteilseigner zu klären sind, da das Gesetz in diesen
Fällen kein gesondertes Feststellungsverfahren zur Verfügung stellt (BFH-Urteil vom 13.07.2016 - VIII R 47/13,
BFHE 254, 390, BStBl II 2022, 263; Senatsurteil vom 10.04.2019 - I R 15/16, BFHE 265, 56, BStBl II 2022, 266 -
jeweils unter Verweis auf die Kapitalverkehrsfreiheit nach Art. 56 des Vertrags zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft in der Fassung des Vertrags von Nizza zur Änderung des Vertrags über die Europäische Union, der
Verträge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften sowie einiger damit zusammenhängender Rechtsakte,
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 2002, Nr. C 325, 1, jetzt Art. 63 des Vertrags über die Arbeitsweise der
Europäischen Union in der Fassung des Vertrags von Lissabon zur Änderung des Vertrags über die Europäische
Union und des Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft, Amtsblatt der Europäischen Union 2008,
Nr. C 115, 47). Für Destinatäre inländischer rechtsfähiger privater Stiftungen des bürgerlichen Rechts ergibt sich
Entsprechendes daraus, dass nach § 20 Abs. 1 Nr. 9 Satz 1 EStG nur solche Einnahmen steuerpflichtig sind, die mit
Gewinnausschüttungen im Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 EStG "wirtschaftlich vergleichbar" sind. Außerdem gilt § 20
Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG nur "entsprechend".


21


Im Übrigen fehlt es an einer ausfüllungsbedürftigen Regelungslücke, weil sich der Gesetzgeber in § 179 Abs. 1 AO
ausdrücklich dafür entschieden hat, eine gesonderte Feststellung nur zu verlangen, soweit dies in der
Abgabenordnung oder sonst in den Steuergesetzen ausdrücklich bestimmt ist (Senatsbeschluss vom 13.05.2013 -
I R 39/11, BFHE 241, 1, BStBl II 2016, 434).
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e) Auch der Verweis auf die Behandlung der BgA im Rahmen des § 27 Abs. 7 KStG reicht nicht aus, um eine
Anwendbarkeit des § 27 Abs. 7 KStG auf rechtsfähige private Stiftungen des bürgerlichen Rechts auszudehnen.
Insofern ist zu berücksichtigen, dass zwischen rechtsfähigen privaten Stiftungen des bürgerlichen Rechts und BgA
erhebliche Unterschiede bestehen. Dies gilt insbesondere für nicht rechtsfähige BgA, bei denen die dahinter
stehende Körperschaft Steuerschuldnerin bleibt, so dass der BgA unter den Begriff "andere Körperschaften" im
Sinne des § 27 Abs. 7 KStG fällt (Senatsurteil vom 30.09.2020 - I R 12/17, BFHE 270, 450, BStBl II 2022, 269). Aber
auch bei einem rechtsfähigen BgA besteht eine Anbindung an die dahinter liegende Trägerkörperschaft, so dass die
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Quelle: www.bundesfinanzhof.de


Struktur solcher BgA nicht mit dem Verhältnis von Stifter, rechtsfähiger privater Stiftung des bürgerlichen Rechts
(Vermögensmasse) und Destinatären vergleichbar ist (so auch Ewert/Gottwalt, StBp 2023, 38, 41).


4. Im Ergebnis könnte die gesonderte Feststellung des Bestands des steuerlichen Einlagekontos ‑‑oder zumindest
ein mit § 27 Abs. 8 KStG vergleichbares vereinfachtes Feststellungsverfahren‑‑ zwar auch für rechtsfähige private
Stiftungen des bürgerlichen Rechts sinnvoll sein. Dies gilt insbesondere für Verbrauchsstiftungen (§ 80 Abs. 2 Satz 2
BGB, ab 01.07.2023 § 80 Abs. 1 Satz 2 BGB), da jedenfalls in diesem Fall Zuführungen des Stifters zum
Stiftungskapital nicht mit Nennkapital vergleichbar wären und ein gesondertes Feststellungsverfahren der
Vereinfachung und der Rechtssicherheit dienen könnte. Voraussetzung wäre aber immer, dass die Nichtbesteuerung
der Auskehrung von Stiftungskapital an die Destinatäre ‑‑unter Berücksichtigung der schenkungsteuerrechtlichen
Behandlung des Übergangs des Stiftungskapitals vom Stifter auf die Stiftung‑‑ als gerechtfertigt angesehen wird
(kritisch Ewert/Gottwalt, StBp 2023, 38, 40 f.). In jedem Fall können (und müssen) diese Fragen nach derzeitiger
Rechtslage allein im Rahmen der Veranlagung der Destinatäre geklärt werden, da für rechtsfähige private
Stiftungen des bürgerlichen Rechts bisher eine den Anforderungen des § 179 Abs. 1 AO genügende
Rechtsgrundlage zur gesonderten Feststellung des Bestands des steuerlichen Einlagekontos fehlt.
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5. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.25
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POSTANSCHRIFT   Bundesministerium der Finanzen, 11016 Berlin  


 Nur per E-Mail  
  Oberste Finanzbehörden   der Länder  


HAUSANSCHRIFT 


TEL 


Wilhelmstraße 97 
10117 Berlin 
+49 (0) 30 18 682-0 


E-MAIL poststelle@bmf.bund.de 
DATUM 24. April 2024 


BETREFF   Keine gesonderte Feststellung des Bestands  des steuerlichen Einlagekontos bei  
rechtsfähigen privaten Stiftungen;  
Folgen aus dem BFH-Urteil vom 17. Mai 2023, I R 42/19, BStBl II, S.  …  


BEZUG 


GZ IV C 2 - S 2204/24/10001 :001 
DOK 2024/0275251 


(bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 


Der BFH hat im Urteil vom 17. Mai 2023, I R 42/19, BStBl II, S. …1, entschieden, dass bei 
rechtsfähigen privaten Stiftungen des bürgerlichen Rechts keine gesonderte Feststellung des 
Bestands des steuerlichen Einlagekontos erfolgt, da es hierfür an einer Rechtsgrundlage 
mangelt.  


Der BFH vertritt in Rn. 21 des o. g. Urteils vom 17. Mai 2023 die – nicht entscheidungs-
erhebliche – Auffassung, dass es bei rechtsfähigen privaten Stiftungen des bürgerlichen 
Rechts nicht zwingend einer gesonderten Feststellung nach § 27 Absatz 7 KStG bedarf, um 
für die Destinatäre die Anwendbarkeit des § 20 Absatz 1 Nummer 1 Satz 3 EStG zu erreichen. 


Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 
Länder gilt weiterhin, dass die Annahme einer Einlagenrückgewähr auf Ebene der Leistungs-
empfänger einer Stiftung daran scheitert, dass auf Ebene der Stiftung kein steuerliches 
Einlagekonto festgestellt wird und folglich Beträge des Einlagekontos auch nicht verwendet 
werden können. 


1 Redaktion BStBl. mdB um Ergänzung 


www.bundesfinanzministerium.de 



http:www.bundesfinanzministerium.de





 
   
 


 
 


    


 


Seite 2 Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht 


Im Auftrag 


Dieses Dokument wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 








Antwort 
der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Fraktion der CDU/CSU
– Drucksache 20/10715 –


Stand der Abzugsteuerentlastungsverfahren


V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r


Beim Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) kommt es nach Kenntnis der Fra-
gesteller aktuell zu starken Verzögerungen bei der Ausstellung von Bescheini-
gungen über die Freistellung von deutscher Abzugssteuer auf Kapitalerträge 
nach § 50c Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und § 43b des Einkommensteuergeset-
zes (EStG).


Ohne die rechtzeitige Ausstellung der Bescheinigung durch das BZSt müssen 
auszahlende Stellen zunächst Kapitalertragsteuer abführen, nur um sie an-
schließend im sog. Abzugsteuerentlastungsverfahren nach § 50c Absatz 3 
EStG erstatten zu lassen.


Die Freistellungs- und Erstattungsanträge sind ab dem 1. Januar 2023 grund-
sätzlich elektronisch über das BZSt-Online-Portal (BOP) an das Bundeszent-
ralamt für Steuern zu übermitteln (§ 50c Absatz 5 Satz 1 EStG). Vorausset-
zung für die Abstandnahme vom Steuerabzug ist, dass eine Freistellungsbe-
scheinigung im Zeitpunkt der Zahlung erteilt wurde (§ 50c Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 EStG). Die bloße Antragstellung reicht nicht aus. Eine Freistel-
lungsbescheinigung ist auf einen Zeitraum von höchstens drei Jahren begrenzt 
(§ 50c Absatz 2 Satz 4 EStG).


 1. Wie viele Freistellungsbescheinigungen nach § 50c Absatz 2 Satz 1 
Nummer 1 EStG sind derzeit beantragt?


2 666 (inkl. bereits elektronisch eingegangener, aber noch nicht im IT-Fachver-
fahren registrierter Anträge)


 2. Wie lange dauern die Antragsverfahren und die Erstattungsverfahren 
beim BZSt im statistischen Durchschnitt?


• Freistellungsverfahren: 480 Tage (Durchlaufzeiten)
• Erstattungsverfahren: 615 Tage (Durchlaufzeiten)


Deutscher Bundestag Drucksache 20/10898
20. Wahlperiode 02.04.2024


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen
vom 28. März 2024 übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.


Vorabfassung - w
ird durch die lektorierte Version ersetzt.







 3. Wie lange dauern etwaige Antrags- und Erstattungsverfahren in anderen 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union?


Der Bundesregierung liegen hierzu keine belastbaren Erkenntnisse vor.


 4. Wie viele Anträge auf Freistellungsbescheinigung und auf Kapitaler-
tragsteuererstattung warten noch auf Bearbeitung beim BZSt?


• 2 666 (s. o.)
• 61 341 (registrierte) zzgl. zwischen 17 000 und 27 000 noch nicht im IT-


Verfahren erfasster Papier-Anträge


 5. Wie viele Freistellungsbescheinigungen wurden in den Jahren 2020 bis 
2023 jeweils beantragt und erteilt?


• 2020: 3 371 Eingänge, 3 400 Erledigungen (davon 265 Ablehnungen*)
• 2021: 2 962 Eingänge, 2 104 Erledigungen (davon 181 Ablehnungen*)
• 2022: 2 845 Eingänge, 2 820 Erledigungen (davon 811 Ablehnungen*)
• 2023: 2 301 Eingänge, 3 600 Erledigungen (davon 676 Ablehnungen*)
* Gesamtablehnungen (Teilablehnungen fallen nach dem Großrechner unter Stattgaben).


 6. Wie hoch sind die Steuermehreinnahmen in den Jahren 2022 und 2023 
gestiegen, weil eine fristgerecht beantragte Freistellungsbescheinigung 
zu spät ausgestellt wurde?


Gemäß § 50c Absatz 2 Satz 6 EStG ist über einen Freistellungsantrag innerhalb 
von drei Monaten nach Vorlage aller erforderlichen Nachweise zu entscheiden, 
wobei hiervon auch die Nachweise im Rahmen der Missbrauchsvermeidungs-
vorschrift des § 50d Absatz 3 EStG umfasst sind. Diese Nachweise reichen die 
Antragsteller in aller Regel erst auf Anforderung und häufig auch nur sukzessi-
ve beim BZSt ein. Liegen alle zur Entscheidung erforderlichen Unterlagen vor, 
wird die Freistellungsbescheinigung regelmäßig innerhalb von drei Monaten, 
insofern also „fristgerecht“ seitens des BZSt erteilt. Definitive Steuermehrein-
nahmen entstehen allerdings ohnehin nicht, da der Antragsteller bei einer zum 
Zeitpunkt der Ausschüttung aus seiner Sicht „zu spät“ erteilten Freistellungsbe-
scheinigung stets das (Wahl-)Recht hat, die Kapitalertragsteueranmeldung beim 
zuständigen Finanzamt korrigieren zu lassen (§ 50c Absatz 2 Satz 3 HS 2 
EStG, Hinweis: der Freistellungszeitraum beginnt regelmäßig bereits ab dem 
Tag, an dem der Antrag beim BZSt eingeht, § 50c Absatz 2 Satz 4 EStG) oder 
beim BZSt einen Erstattungsantrag nach § 50c Absatz 3 EStG zu stellen und so 
eine Entlastung von der Deutschen Kapitalertragsteuer zu erlangen.


 7. In wie vielen Fällen musste die Kapitalertragsteuer im Wege des Ab-
zugssteuerentlastungsverfahrens erstattet werden, obwohl der betroffene 
Steuerpflichtige fristgerecht eine Freistellungsbescheinigung beantragt 
hatte?


Da Erstattungs- und Freistellungsverfahren aktuell noch von zwei verschiede-
nen, nicht miteinander verbundenen IT-Verfahren prozessiert werden, sind Frei-
stellungs- und Erstattungsdaten nicht miteinander verknüpft, so dass eine ent-
sprechende Auswertung nicht möglich ist. Hinzu kommt, dass es sich der 
Kenntnis des BZSt entzieht, in welchen und in wie vielen Fällen eine Erstat-
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tung durch das zuständige Finanzamt aufgrund einer Korrektur der Steueran-
meldung gemäß § 50c Absatz 2 Satz 3 HS 2 EStG (s. auch Antwort zu Frage 6) 
erfolgt.


 8. Wie viele Kapitalertragsteuer-Erstattungsanträge wurden in den Jahren 
2020 bis 2023 jeweils gestellt, bewilligt oder abgelehnt?


• 2020: 23 298 Eingänge, 19 534 Erledigungen (1 715 Ablehnungen, 17 818 
Bewilligungen)


• 2021: 25 239 Eingänge, 18 029 Erledigungen (1 625 Ablehnungen, 16 403 
Bewilligungen)


• 2022: 19 448 Eingänge, 13 410 Erledigungen (2 516 Ablehnungen, 10 893 
Bewilligungen)


• 2023: 35 411 Eingänge, 13 818 Erledigungen (2 942 Ablehnungen; 10 875 
Bewilligungen)


 9. Wie viele Beschäftigte im BZSt sind für die Ausstellung von Freistel-
lungsbescheinigungen oder für die Erstattung von Kapitalertragsteuern 
zuständig?


Das im BZSt für die Freistellung und Erstattung gemäß § 50c EStG von der 
Deutschen Kapitalertragsteuer zuständige Referat ist aktuell mit 87 Personen 
besetzt.


10. Wie viele Beschäftigte im BZSt sind ausschließlich für die Erstattung 
von Kapitalertragsteuern zuständig, die bei zeitnah erteilter Freistel-
lungsbescheinigung nicht hätte erhoben und erstattet werden müssen?


Eine derartige Aufteilung der Zuständigkeiten für die Bearbeitung der Erstat-
tungsanträge findet derzeit nicht statt. Sämtliche Erstattungsanträge werden von 
allen für die Erstattung eingesetzten Beschäftigten nach Antragseingang bear-
beitet. Da die beiden aktuell zur Freistellung und Erstattung genutzten IT-Ver-
fahren nicht miteinander verknüpft sind (s. Antwort zu Frage 7), ist ein automa-
tionsgestütztes Aussondern der betroffenen Erstattungsanträge ohnehin nicht 
ohne erheblichen Mehraufwand möglich, der zulasten der Kapazitäten für die 
eigentliche Antragsbearbeitung ginge.


11. Wie lange dauert die Bearbeitung eines Erstattungsantrag zu viel gezahl-
ter Kapitalertragsteuer im statistischen Mittel?


• Erstattungsverfahren: 615 Tage (Durchlaufzeiten) (s. o. unter Frage 2)


12. Wie viele Freistellungsbescheinigungen laufen jeweils in den Jahren 
2024 und 2025 aus?


• 2024: 1 949
• 2025: 1 731
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13. Wie viele Beschäftigte, die für die Erteilung von Freistellungsbescheini-
gungen oder die für die Erstattung zu viel gezahlter Kapitalertragsteuer 
zuständig sind, gehen in den beiden nächsten Jahren in Ruhestand?


2024 bis einschließlich 2026 gehen voraussichtlich insgesamt zwei Beschäftig-
te aus diesem Bereich in den Ruhestand.


14. Wie viele Stellen in diesen Bereichen sind derzeit unbesetzt (bitte in ab-
soluten und relativen Zahlen im Vergleich zu den Vollzeitäquivalenten in 
diesem Bereich darstellen)?


Im Aufgabenbereich ist eine Überbesetzung zu verzeichnen. Nach Köpfen ist 
das Referat zu 122,5 Prozent besetzt. Dies entspricht einer Überbesetzung von 
16 Personen (Soll 71/Besetzung 87). Die Besetzungsquote nach Vollzeitäquiva-
lenten beträgt 113,1 Prozent. 9,3 VZÄ (Soll 71/Besetzung 80,3) sind in diesem 
Aufgabenbereich zusätzlich eingesetzt. Diese Überbesetzung erfolgt seit Ende 
2022 sukzessive und ist noch nicht abgeschlossen. Insbesondere soll in diesem 
Jahr eine größere Personenzahl in diesem Bereich zur Unterstützung eingesetzt 
werden. Das dient dem Zweck, dem gestiegenen Arbeitsanfall entgegenzuwir-
ken und die aufgelaufenen Bearbeitungsrückstände mittelfristig abbauen zu 
können.


15. Beabsichtigt die Bundesregierung, weitere Stellen beim BZSt für die be-
schleunigte Ausstellung von Freistellungsbescheinigungen oder die be-
schleunigte Erstattung von Kapitalertragsteuern zu schaffen?


BMF unterstützt das vom BZSt vorgelegte Personalisierungskonzept, wonach 
der zuständige Arbeitsbereich zum Abbau der Rückstände durch zusätzliche 
Arbeitskräfte unterstützt wird.
Im Haushaltsvoranschlag 2025 meldete BZSt zudem zusätzlichen Personalbe-
darf um den erhöhten Prüfanforderung des Abzugsteuerentlastungsmodernisie-
rungsgesetzes angemessen nachkommen zu können.


16. Wie viele Stellen sind derzeit im BZSt unbesetzt?


Im BZSt sind derzeit 232,2 Stellen unbesetzt. Durch die Übernahme der An-
wärter/innen und die Gewinnung von weiterem Personal werden voraussicht-
lich 96 Stellen bis Herbst 2024 personalisiert. Danach sind 136,2 Stellen unbe-
setzt. Diese Stellen sollen künftig durch aktuell noch in Ausbildung befindliche 
Personen (170 Anwärterinnen und Anwärter des BZSt im mittleren und geho-
benen Dienst) besetzt werden.


17. Welche ökonomische Bedeutung haben das Freistellungs- und das Kapi-
talertragsteuer-Erstattungsverfahren für eine Volkswirtschaft wie 
Deutschland?


18. Welche ökonomische Auswirkung haben überlange Verfahrensdauern in 
diesem Bereich für den Wirtschaftsstandort Deutschland?


Die Fragen 17 und 18 werden zusammen beantwortet.
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Das Freistellungs- und Kapitalertragsteuererstattungverfahren gewährleisten, 
dass Kapitalerträge beschränkt Steuerpflichtiger, die sie aus Investitionen in 
deutsche Unternehmen erzielen, nicht doppelt besteuert werden. Die nicht ein-
behaltene bzw. auf einen Reststeuersatz gemäß Doppelbesteuerungsabkommen 
reduzierte (Freistellungsverfahren) oder erstattete Kapitalertragsteuer (Erstat-
tungsverfahren) steht dem beschränkt Steuerpflichtigen zur wirtschaftlichen 
Verfügung. Unter anderem effiziente Quellensteuerentlastungsverfahren ma-
chen Investitionen für Anleger attraktiv. Überlange Verfahrensdauern können 
zu Liquiditätsengpässen führen.
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URTEIL DES GERICHTSHOFS (Sechste Kammer)


25. April 2024(*)


„Vorlage zur Vorabentscheidung – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – Richtlinie 
2006/112/EG – Steuerbare Umsätze – Art. 16 – Entnahme eines Gegenstands aus dem 


Unternehmen und unentgeltliche Zuwendung dieses Gegenstands an einen anderen 
Steuerpflichtigen – Trocknung von Holz und Beheizen von Spargelfeldern mit Wärme aus 


einem Blockheizkraftwerk, das an eine Biogasanlage angeschlossen ist – Art. 74 – 
Steuerbemessungsgrundlage – Selbstkostenpreis – Beschränkung auf vorsteuerbelastete 


Kosten“


In der Rechtssache C-207/23


betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen nach Art. 267 AEUV, eingereicht vom 
Bundesfinanzhof (Deutschland) mit Entscheidung vom 22. November 2022, beim 
Gerichtshof eingegangen am 29. März 2023, in dem Verfahren


Finanzamt X


gegen


Y KG


erlässt


DER GERICHTSHOF (Sechste Kammer)


unter Mitwirkung des Kammerpräsidenten T. von Danwitz sowie der Richter P. G. Xuereb 
(Berichterstatter) und A. Kumin,


Generalanwalt: J. Richard de la Tour,


Kanzler: A. Calot Escobar,


aufgrund des schriftlichen Verfahrens,


unter Berücksichtigung der Erklärungen


–        der Y KG, vertreten durch Rechtsanwalt T. Streit und Rechtsanwältin A. Zawatson,


–        der deutschen Regierung, vertreten durch J. Möller und N. Scheffel als 
Bevollmächtigte,


–        der Europäischen Kommission, vertreten durch F. Behre und J. Jokubauskaitė als 
Bevollmächtigte,


aufgrund des nach Anhörung des Generalanwalts ergangenen Beschlusses, ohne 
Schlussanträge über die Rechtssache zu entscheiden,







folgendes


Urteil


1        Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung der Art. 16 und 74 der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das gemeinsame 
Mehrwertsteuersystem (ABl. 2006, L 347, S. 1, im Folgenden: Mehrwertsteuerrichtlinie).


2        Es ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen der Y KG und dem Finanzamt X 
(Deutschland) über die Erhebung von Mehrwertsteuer auf unentgeltliche Wärmelieferungen 
aus dem Blockheizkraftwerk, das an die Biogasanlage der Y KG angeschlossen ist, zum 
einen an den Unternehmer A zur Trocknung von Holz und zum anderen an die Gesellschaft 
B zum Beheizen ihrer Spargelfelder.


Rechtlicher Rahmen


Unionsrecht


3        In Art. 2 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie heißt es:


„Der Mehrwertsteuer unterliegen folgende Umsätze:


a)      Lieferungen von Gegenständen, die ein Steuerpflichtiger als solcher im Gebiet eines 
Mitgliedstaats gegen Entgelt tätigt;


…“


4        Art. 14 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie lautet:


„Als ‚Lieferung von Gegenständen‘ gilt die Übertragung der Befähigung, wie ein 
Eigentümer über einen körperlichen Gegenstand zu verfügen.“


5        Art. 15 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie sieht vor:


„Einem körperlichen Gegenstand gleichgestellt sind Elektrizität, Gas, Wärme, Kälte und 
ähnliche Sachen.“


6        In Art. 16 der Mehrwertsteuerrichtlinie heißt es:


„Einer Lieferung von Gegenständen gegen Entgelt gleichgestellt ist die Entnahme eines 
Gegenstands durch einen Steuerpflichtigen aus seinem Unternehmen für seinen privaten 
Bedarf oder für den Bedarf seines Personals oder als unentgeltliche Zuwendung oder 
allgemein für unternehmensfremde Zwecke, wenn dieser Gegenstand oder seine 
Bestandteile zum vollen oder teilweisen Vorsteuerabzug berechtigt haben.


Jedoch werden einer Lieferung von Gegenständen gegen Entgelt nicht gleichgestellt 
Entnahmen für Geschenke von geringem Wert und für Warenmuster für die Zwecke des 
Unternehmens.“


7        Art. 73 der Mehrwertsteuerrichtlinie bestimmt:







„Bei der Lieferung von Gegenständen und Dienstleistungen, die nicht unter die Artikel 74 
bis 77 fallen, umfasst die Steuerbemessungsgrundlage alles, was den Wert der 
Gegenleistung bildet, die der Lieferer oder Dienstleistungserbringer für diese Umsätze vom 
Erwerber oder Dienstleistungsempfänger oder einem Dritten erhält oder erhalten soll, 
einschließlich der unmittelbar mit dem Preis dieser Umsätze zusammenhängenden 
Subventionen.“


8        Art. 74 der Mehrwertsteuerrichtlinie lautet:


„Bei den in den Artikeln 16 und 18 genannten Umsätzen in Form der Entnahme oder der 
Zuordnung eines Gegenstands des Unternehmens durch einen Steuerpflichtigen oder beim 
Besitz von Gegenständen durch einen Steuerpflichtigen oder seine Rechtsnachfolger im Fall 
der Aufgabe seiner steuerbaren wirtschaftlichen Tätigkeit ist die 
Steuerbemessungsgrundlage der Einkaufspreis für diese oder gleichartige Gegenstände oder 
mangels eines Einkaufspreises der Selbstkostenpreis, und zwar jeweils zu den Preisen, die 
zum Zeitpunkt der Bewirkung dieser Umsätze festgestellt werden.“


9        In Art. 78 der Mehrwertsteuerrichtlinie heißt es:


„In die Steuerbemessungsgrundlage sind folgende Elemente einzubeziehen:


a)      Steuern, Zölle, Abschöpfungen und Abgaben mit Ausnahme der Mehrwertsteuer 
selbst;


b)      Nebenkosten wie Provisions-, Verpackungs-, Beförderungs- und Versicherungskosten, 
die der Lieferer oder Dienstleistungserbringer vom Erwerber oder 
Dienstleistungsempfänger fordert.


Die Mitgliedstaaten können als Nebenkosten im Sinne des Absatzes 1 Buchstabe b Kosten 
ansehen, die Gegenstand einer gesonderten Vereinbarung sind.“


10      Art. 79 der Mehrwertsteuerrichtlinie sieht vor:


„In die Steuerbemessungsgrundlage sind folgende Elemente nicht einzubeziehen:


a)      Preisnachlässe durch Skonto für Vorauszahlungen;


b)      Rabatte und Rückvergütungen auf den Preis, die dem Erwerber oder 
Dienstleistungsempfänger eingeräumt werden und die er zu dem Zeitpunkt erhält, zu 
dem der Umsatz bewirkt wird;


c)      Beträge, die ein Steuerpflichtiger vom Erwerber oder vom Dienstleistungsempfänger 
als Erstattung der in ihrem Namen und für ihre Rechnung verauslagten Beträge erhält 
und die in seiner Buchführung als durchlaufende Posten behandelt sind.


Der Steuerpflichtige muss den tatsächlichen Betrag der in Absatz 1 Buchstabe c genannten 
Auslagen nachweisen und darf die Mehrwertsteuer, die auf diese Auslagen gegebenenfalls 
erhoben worden ist, nicht als Vorsteuer abziehen.“


Deutsches Recht


11      § 3 Abs. 1b des Umsatzsteuergesetzes (im Folgenden: UStG) bestimmt:


„Einer Lieferung gegen Entgelt werden gleichgestellt







1.      die Entnahme eines Gegenstands durch einen Unternehmer aus seinem Unternehmen 
für Zwecke, die außerhalb des Unternehmens liegen;


2.      die unentgeltliche Zuwendung eines Gegenstands durch einen Unternehmer an sein 
Personal für dessen privaten Bedarf, sofern keine Aufmerksamkeiten vorliegen;


3.      jede andere unentgeltliche Zuwendung eines Gegenstands, ausgenommen Geschenke 
von geringem Wert und Warenmuster für Zwecke des Unternehmens.


Voraussetzung ist, dass der Gegenstand oder seine Bestandteile zum vollen oder teilweisen 
Vorsteuerabzug berechtigt haben.“


12      In § 10 Abs. 4 UStG heißt es:


„Der Umsatz wird bemessen


1.      bei dem Verbringen eines Gegenstands im Sinne des § 1a Abs. 2 und des § 3 Abs. 1a 
sowie bei Lieferungen im Sinne des § 3 Abs. 1b nach dem Einkaufspreis zuzüglich der 
Nebenkosten für den Gegenstand oder für einen gleichartigen Gegenstand oder 
mangels eines Einkaufspreises nach den Selbstkosten, jeweils zum Zeitpunkt des 
Umsatzes;


…“


13      § 8 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in der Fassung vom 7. November 2006 
(BGBl. 2006 I S. 2550) (im Folgenden: EEG) bestimmt:


„(1)      Für Strom, der in Anlagen mit einer Leistung bis einschließlich 20 Megawatt 
gewonnen wird, die ausschließlich Biomasse im Sinne der nach Absatz 7 erlassenen 
Rechtsverordnung einsetzen, beträgt die Vergütung …


…


(3)      Die Mindestvergütungen nach Absatz 1 Satz 1 erhöhen sich um jeweils 2,0 Cent pro 
Kilowattstunde, soweit es sich um Strom im Sinne von § 3 Abs. 4 des [Gesetzes für die 
Erhaltung, die Modernisierung und den Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung (Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetz) in der Fassung vom 19. März 2002 (BGBl. 2002 I S. 1092, im Folgenden: 
KWKG)] handelt und dem Netzbetreiber ein entsprechender Nachweis … vorgelegt wird. 
Anstelle des Nachweises nach Satz 1 können für serienmäßig hergestellte KWK-Anlagen 
mit einer Leistung von bis zu 2 Megawatt geeignete Unterlagen des Herstellers vorgelegt 
werden, aus denen die thermische und elektrische Leistung sowie die Stromkennzahl 
hervorgehen.“


14      § 3 Abs. 4 KWKG in der Fassung vom 19. März 2002 sieht vor:


„KWK-Strom ist das rechnerische Produkt aus Nutzwärme und Stromkennzahl der KWK-
Anlage. Bei Anlagen, die nicht über Vorrichtungen zur Abwärmeabfuhr verfügen, ist die 
gesamte Netto-Stromerzeugung KWK-Strom.“


Ausgangsrechtsstreit und Vorlagefragen







15      Y betreibt eine Biogasanlage zur Erzeugung von Biogas aus Biomasse. Das erzeugte Biogas 
wurde im Jahr 2008 zur dezentralen Strom- und Wärmeproduktion genutzt. Der so 
produzierte Strom wurde überwiegend in das allgemeine Stromnetz eingespeist und von dem 
Stromnetzbetreiber vergütet. Die durch diesen Prozess erzeugte Wärme diente zu einem Teil 
dem Produktionsprozess von Y.


16      Den überwiegenden Teil der so produzierten Wärme überließ Y mit Vertrag vom 
29. November 2007 dem Unternehmer A „kostenlos“ zur Trocknung von Holz in Containern 
und mit Vertrag vom 29. Juli 2008 der Gesellschaft B, die mit der Wärme ihre Spargelfelder 
beheizte. In beiden Verträgen ist geregelt, dass die Höhe der Vergütung je nach 
wirtschaftlicher Lage des Wärmeabnehmers individuell vereinbart und in den Verträgen 
nicht festgelegt werde.


17      Im Jahr 2008 erhielt Y für die Lieferung von 6 714 247 kWh Strom vom 
Stromnetzbetreiber neben der sogenannten Mindest-Einspeisevergütung nach § 8 Abs. 1 
EEG in Höhe von 1 054 337,85 Euro noch einen Erhöhungsbetrag nach § 8 Abs. 3 EEG in 
Höhe von 85 070,66 Euro, weil es sich um Strom aus Kraft-Wärme-Kopplung im Sinne von 
§ 3 Abs. 4 KWKG in der Fassung vom 19. März 2002 handelte. Dieser Erhöhungsbetrag 
von 85 070,66 Euro wurde – ebenso wie die Mindestvergütung – gemäß der 
Umsatzsteuererklärung von Y in die Bemessungsgrundlage der steuerpflichtigen Umsätze 
von Y einbezogen.


18      Da Y den Wärmeabnehmern A und B kein Entgelt in Rechnung stellte, ging das Finanzamt 
im Rahmen einer Außenprüfung von einer unentgeltlichen Entnahme der Wärme im Sinne 
von § 3 Abs. 1b Satz 1 Nr. 3 UStG an A und B aus. Mangels eines Einkaufspreises für die 
Wärme berechnete das Finanzamt die Bemessungsgrundlage für diese Entnahme gemäß 
§ 10 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG nach den Selbstkosten.


19      In seinem Umsatzsteuerbescheid vom 17. November 2011 bestätigte das Finanzamt dieses 
Ergebnis.


20      Den von Y dagegen eingelegten Einspruch wies das Finanzamt mit Entscheidung vom 
1. August 2012 als unbegründet zurück.


21      Gegen den Umsatzsteuerbescheid erhob Y Klage beim Finanzgericht (Deutschland), das 
dieser stattgab.


22      Auf die Revision des Finanzamts hob der Bundesfinanzhof (Deutschland) das Urteil des 
Finanzgerichts auf und verwies die Sache an dieses zurück. Der Bundesfinanzhof hielt die 
Sache für nicht spruchreif, da nicht entschieden werden könne, in welcher Höhe die 
unentgeltlichen Wertabgaben von Y versteuert werden müssten, und es Sache des 
Finanzgerichts sei, die insoweit erforderlichen Feststellungen zu treffen.


23      Nach Zurückverweisung an das Finanzgericht gab dieses der Klage teilweise statt. Es 
reduzierte die festgesetzte Umsatzsteuer, nachdem es festgestellt hatte, dass sich die 
Umsatzsteuer für die unentgeltlichen Wertabgaben nach den Selbstkosten für die Wärme 
bemesse.


24      Sowohl Y als auch das Finanzamt legten Revision beim Bundesfinanzhof, dem vorlegenden 
Gericht, ein.







25      Erstens stellt das vorlegende Gericht fest, dass Art. 16 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie 
vier Fälle der Entnahme eines Gegenstands durch einen Steuerpflichtigen aus seinem 
Unternehmen – nämlich eine Entnahme „für seinen privaten Bedarf“ oder „für den Bedarf 
seines Personals“ oder „als unentgeltliche Zuwendung“ oder „für unternehmensfremde 
Zwecke“ – einer Lieferung von Gegenständen gegen Entgelt gleichstelle. Im vorliegenden 
Fall hält das vorlegende Gericht die Tatbestandsmerkmale einer unentgeltlichen Zuwendung 
eines Gegenstands im Sinne des dritten Falls dieser Bestimmung für erfüllt. Außerdem stellt 
das vorlegende Gericht fest, die unentgeltlich zugewandte Wärme sei von einer Anlage 
erzeugt worden, deren Errichtungs- und Betriebskosten Y zum Vorsteuerabzug berechtigt 
hätten. Es fragt sich jedoch, ob der Tatbestand der Entnahme als unentgeltliche Zuwendung 
nicht über den Wortlaut dieser Bestimmung hinaus durch eine zusätzliche Voraussetzung 
einzuschränken sei. Denn auch dieser Tatbestand könnte dazu dienen, einen nicht der 
Mehrwertsteuer unterliegenden Endverbrauch eines Gegenstands zu verhindern, wobei eine 
solche einschränkende Auslegung aus dem Urteil vom 16. September 2020, Mitteldeutsche 
Hartstein-Industrie (C-528/19, EU:C:2020:712 ), abzuleiten sein könnte.


26      Für den Fall, dass dieser einschränkenden Auslegung von Art. 16 Abs. 1 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie gefolgt werden sollte, fragt sich das vorlegende Gericht jedoch, ob 
der unversteuerte Endverbrauch zu verneinen sei, wenn der Zuwendungsempfänger, bei dem 
es sich um einen Steuerpflichtigen handle, den Zuwendungsgegenstand zur Ausübung einer 
wirtschaftlichen Tätigkeit verwende, oder ob es zusätzlich darauf ankomme, dass er den 
Zuwendungsgegenstand zur Ausübung einer wirtschaftlichen Tätigkeit verwende, die ihn 
zum Vorsteuerabzug berechtige.


27      Zweitens ist dem vorlegenden Gericht zufolge angesichts dessen, dass Art. 74 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie der Verwirklichung des in Art. 16 Abs. 1 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie genannten Entnahmetatbestands diene, bei der Auslegung von 
Art. 74 der Mehrwertsteuerrichtlinie die mit deren Art. 16 verfolgte Zielsetzung zu 
berücksichtigen, dass der Steuerpflichtige gegenüber einem Endverbraucher keinen 
ungerechtfertigten Vorteil erlange. Sollte diese Zielsetzung auf Art. 74 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie zu übertragen sein, könnte hieraus folgen, dass bei der Ermittlung 
des Selbstkostenpreises des unentgeltlich zugewandten Gegenstands nur die mit 
Mehrwertsteuer belasteten Kosten zu berücksichtigen wären. Wenn also der 
Steuerpflichtige, der einen Gegenstand herstelle, die nicht vorsteuerbelasteten Kosten nicht 
in die Ermittlung des Selbstkostenpreises dieses Gegenstands einbeziehen dürfe, erlange er 
gegenüber dem Endverbraucher, der einen Gegenstand herstelle, keinen ungerechtfertigten 
Vorteil.


28      Drittens möchte das vorlegende Gericht wissen, ob zum Selbstkostenpreis nur die 
unmittelbaren Herstellungs- oder Erzeugungskosten des unentgeltlich zugewandten 
Gegenstands oder auch nur mittelbar zurechenbare Kosten wie Finanzierungsaufwendungen 
gehören. Hiergegen sprächen aber die Schwierigkeiten, die sich ergäben, wenn mittelbar 
zurechenbare Kosten zu den Selbstkosten gehören würden. Das Ziel einer einfachen 
Wertbemessung von Entnahmen spreche daher gegen eine Einbeziehung derartiger Kosten.


29      Unter diesen Umständen hat der Bundesfinanzhof beschlossen, das Verfahren auszusetzen 
und dem Gerichtshof folgende Fragen zur Vorabentscheidung vorzulegen:


1.      Handelt es sich um die „Entnahme eines Gegenstands durch einen Steuerpflichtigen 
aus seinem Unternehmen … als unentgeltliche Zuwendung“ im Sinne von Art. 16 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie, wenn ein Steuerpflichtiger Wärme aus seinem Unternehmen 
unentgeltlich an einen anderen Steuerpflichtigen für dessen wirtschaftliche Tätigkeit 
abgibt (hier: Zuwendung von Wärme aus dem Blockheizkraftwerk eines 







Stromlieferanten an ein landwirtschaftliches Unternehmen zum Beheizen von 
Spargelfeldern)?


Kommt es hierfür darauf an, ob der steuerpflichtige Empfänger die Wärme für Zwecke 
verwendet, die ihn zum Vorsteuerabzug berechtigen?


2.      Schränkt der Tatbestand der Entnahme (Art. 16 der Mehrwertsteuerrichtlinie) den 
Selbstkostenpreis im Sinne des Art. 74 der Mehrwertsteuerrichtlinie in der Weise ein, 
dass bei seiner Berechnung nur vorsteuerbelastete Kosten einzubeziehen sind?


3.      Gehören zum Selbstkostenpreis nur die unmittelbaren Herstellungs- oder 
Erzeugungskosten oder auch nur mittelbar zurechenbare Kosten wie zum Beispiel 
Finanzierungsaufwendungen?


Zur ersten Frage


30      Mit seiner ersten Frage möchte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob Art. 16 
Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie dahin auszulegen ist, dass es sich um eine einer 
Lieferung von Gegenständen gegen Entgelt gleichgestellte Entnahme eines Gegenstands 
durch einen Steuerpflichtigen aus seinem Unternehmen als unentgeltliche Zuwendung im 
Sinne dieser Bestimmung handelt, wenn der Steuerpflichtige von ihm erzeugte Wärme 
unentgeltlich an andere Steuerpflichtige für deren wirtschaftliche Tätigkeit abgibt, und ob es 
hierfür darauf ankommt, ob diese anderen Steuerpflichtigen die Wärme für Umsätze 
verwenden, die sie zum Vorsteuerabzug berechtigen.


31      Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs sind bei der Auslegung einer Vorschrift des 
Unionsrechts nicht nur deren Wortlaut, sondern auch der Zusammenhang, in dem sie steht, 
sowie die Zwecke und Ziele zu berücksichtigen, die mit dem Rechtsakt, zu dem sie gehört, 
verfolgt werden (Urteil vom 21. Dezember 2023, Cofidis, C-340/22, EU:C:2023:1019, 
Rn. 21 und die dort angeführte Rechtsprechung).


32      Nach Art. 16 Abs. 1 3. Fall der Mehrwertsteuerrichtlinie wird die Entnahme eines 
Gegenstands durch einen Steuerpflichtigen aus seinem Unternehmen als unentgeltliche 
Zuwendung einer Lieferung von Gegenständen gegen Entgelt gleichgestellt, wenn dieser 
Gegenstand oder seine Bestandteile zu einem vollen oder teilweisen Abzug der 
Mehrwertsteuer berechtigt haben.


33      Aus dem Wortlaut von Art. 16 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie geht hervor, dass in 
diesem 3. Fall die Entnahme eines Gegenstands durch einen Steuerpflichtigen aus seinem 
Unternehmen einer Lieferung von Gegenständen gegen Entgelt gleichgestellt wird, wenn 
zum einen die Entnahme eine unentgeltliche Zuwendung bewirkt hat und zum anderen der 
entnommene Gegenstand oder seine Bestandteile diesen Steuerpflichtigen zu einem vollen 
oder teilweisen Abzug der Mehrwertsteuer berechtigt haben.


34      Dagegen ergibt sich aus der Prüfung des Wortlauts dieser Bestimmung nicht, dass eine 
zusätzliche Voraussetzung im Zusammenhang mit dem steuerlichen Status des Empfängers 
dieser Zuwendung insofern bestünde, als der Empfänger den zugewandten Gegenstand für 
Umsätze verwenden müsste, die zum Abzug der Mehrwertsteuer berechtigen.


35      Im vorliegenden Fall lässt sich dem Vorabentscheidungsersuchen zum einen entnehmen, 
dass Y, eine mehrwertsteuerpflichtige Gesellschaft, ihrem Unternehmen Wärme entnommen 
hat, bei der es sich um einen körperlichen Gegenstand im Sinne von Art. 15 Abs. 1 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie handelt, den sie im Rahmen ihrer Tätigkeiten erzeugt hat. Zudem 







geht aus dem Vorabentscheidungsersuchen hervor, dass die Wärme von Y unentgeltlich an 
A und B zur Ausübung von deren wirtschaftlichen Tätigkeiten zugewandt wurde.


36      Zum anderen führt das vorlegende Gericht aus, dass Y angesichts dessen, dass die 
entgeltlichen Lieferungen des vom Blockheizkraftwerk von Y erzeugten Stroms der 
Mehrwertsteuer unterlegen hätten, berechtigt gewesen sei, die gesamte Vorsteuer für dieses 
Kraftwerk abzuziehen, das auch die an A und B unentgeltlich zugewandte Wärme erzeugt 
habe.


37      Was die Zwecke von Art. 16 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie und den Zusammenhang, 
in dem diese Bestimmung steht, betrifft, geht aus der Rechtsprechung des Gerichtshofs 
hervor, dass Art. 16 der Mehrwertsteuerrichtlinie sicherstellen soll, dass der 
Steuerpflichtige, der für seinen privaten Bedarf oder den seines Personals einen Gegenstand 
entnimmt, und der Endverbraucher, der einen Gegenstand gleicher Art erwirbt, 
gleichbehandelt werden. Die Besteuerung der in Art. 16 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie 
erwähnten Entnahmen dient nämlich zur Verhinderung von unversteuertem Endverbrauch 
(vgl. in diesem Sinne zu Art. 5 Abs. 6 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 
17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Umsatzsteuern – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige 
Bemessungsgrundlage [ABl. 1977, L 145, S. 1], der Art. 16 der Mehrwertsteuerrichtlinie 
entspricht, Urteil vom 16. September 2020, Mitteldeutsche Hartstein-Industrie, C-528/19, 
EU:C:2020:712, Rn. 59 und die dort angeführte Rechtsprechung).


38      Zu diesem Zweck stellt diese Bestimmung bestimmte Umsätze, für die der Steuerpflichtige 
keine tatsächliche Gegenleistung erhalten hat, entgeltlich ausgeführten Lieferungen von 
Gegenständen gleich, die der Mehrwertsteuer unterliegen (vgl. in diesem Sinne zu Art. 5 
Abs. 6 der Sechsten Richtlinie 77/388 Urteil vom 16. September 2020, Mitteldeutsche 
Hartstein-Industrie, C-528/19, EU:C:2020:712, Rn. 60 und die dort angeführte 
Rechtsprechung).


39      Um jedoch Fälle eines unversteuerten Endverbrauchs zu vermeiden, muss die 
unentgeltliche Zuwendung des entnommenen Gegenstands unabhängig davon, wer sie 
erhält, einer späteren Besteuerung unterliegen.


40      Außerdem hat der Gerichtshof bereits entschieden, dass Art. 16 Abs. 2 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie eine Ausnahme von dem Grundsatz darstellt, dass die Besteuerung 
der in Art. 16 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie erwähnten Entnahmen zur Verhinderung 
von unversteuertem Endverbrauch dient, da er Entnahmen für Geschenke von geringem 
Wert und für Warenmuster zu Zwecken des Unternehmens gleichwohl von der Besteuerung 
ausnimmt (vgl. in diesem Sinne zu Art. 5 Abs. 6 der Sechsten Richtlinie 77/388 Urteil vom 
30. September 2010, EMI Group, C-581/08, EU:C:2010:559, Rn. 19 und die dort angeführte 
Rechtsprechung).


41      Die Begriffe in Art. 16 Abs. 2 der Mehrwertsteuerrichtlinie sind daher eng auszulegen, 
damit die Ziele von Art. 16 Abs. 1 nicht beeinträchtigt werden. Somit kann das Ziel dieser 
Ausnahme nicht darin bestehen, Gegenstände von der Mehrwertsteuer zu befreien, die zu 
einem anderen Endverbrauch als dem führen, der mit Umsätzen zur Bewerbung von 
Gegenständen durch Warenmuster naturgemäß verbunden ist (vgl. in diesem Sinne Urteil 
vom 30. September 2010, EMI Group, C-581/08, EU:C:2010:559, Rn. 20 und 25).


42      Daraus folgt, dass die in Art. 16 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie genannten Entnahmen 
unentgeltlich zugewandter Gegenstände nur dann von der Mehrwertsteuer ausgenommen 
sind, wenn es sich um Entnahmen für Geschenke von geringem Wert oder Warenmuster im 
Sinne von Art. 16 Abs. 2 der Mehrwertsteuerrichtlinie handelt.







43      Im vorliegenden Fall kann die entnommene und zugewandte Wärme jedoch nicht als 
Geschenk von geringem Wert oder Warenmuster im Sinne von Art. 16 Abs. 2 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie angesehen werden.


44      Zudem ergibt sich aus Art. 16 Abs. 2 der Mehrwertsteuerrichtlinie, dass nicht nach dem 
steuerlichen Status des Empfängers von Warenmustern differenziert wird und dass dieser 
Status folglich für die Anwendung dieser Bestimmung nicht relevant ist (vgl. in diesem 
Sinne zu Art. 5 Abs. 6 Satz 2 der Sechsten Richtlinie 77/388 Urteil vom 30. September 
2010, EMI Group, C-581/08, EU:C:2010:559, Rn. 51 und 52).


45      Im Übrigen könnte eine Auslegung von Art. 16 Abs. 1 der Mehrwertsteuerrichtlinie dahin, 
dass der steuerliche Status des Empfängers des entnommenen und unentgeltlich 
zugewandten Gegenstands zu berücksichtigen wäre, zu praktischen Schwierigkeiten führen 
auf die sowohl vom vorlegenden Gericht als auch von der Europäischen Kommission in 
ihren schriftlichen Erklärungen hingewiesen wurde, da der Steuerpflichtige, der einen 
Gegenstand entnimmt und unentgeltlich zuwendet, gezwungen wäre, Nachforschungen 
anzustellen, um diesen Status zu prüfen.


46      Schließlich hat der Gerichtshof zwar in Rn. 68 des Urteils vom 16. September 2020, 
Mitteldeutsche Hartstein-Industrie (C-528/19, EU:C:2020:712), auf das sich insbesondere Y 
beruft, entschieden, dass zugunsten einer Gemeinde durchgeführte Arbeiten zum Ausbau 
einer Gemeindestraße, die der Öffentlichkeit offensteht, aber im Rahmen der 
wirtschaftlichen Tätigkeit des Steuerpflichtigen, der diese Arbeiten unentgeltlich 
durchgeführt hat, von ihm sowie von der Öffentlichkeit genutzt wird, keinen Umsatz 
darstellen, der einer Lieferung von Gegenständen gegen Entgelt im Sinne von Art. 5 Abs. 6 
der Sechsten Richtlinie 77/388 (entspricht Art. 16 der Mehrwertsteuerrichtlinie) 
gleichzustellen ist.


47      Zum einen jedoch kamen diese Arbeiten dem die Zuwendung vornehmenden 
Steuerpflichtigen zugute und wiesen einen direkten und unmittelbaren Zusammenhang mit 
seiner gesamten wirtschaftlichen Tätigkeit auf. Zum anderen waren die Kosten der 
erhaltenen Eingangsleistungen, die mit diesen Arbeiten in Zusammenhang standen, 
Kostenelemente der von diesem Steuerpflichtigen getätigten Ausgangsumsätze. Dagegen 
gibt es keinen Anhaltspunkt dafür, dass die von Y entnommene und unentgeltlich 
zugewandte Wärme auch von Y genutzt worden wäre.


48      Nach alledem ist auf die erste Frage zu antworten, dass Art. 16 Abs. 1 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie dahin auszulegen ist, dass es sich um eine einer Lieferung von 
Gegenständen gegen Entgelt gleichgestellte Entnahme eines Gegenstands durch einen 
Steuerpflichtigen aus seinem Unternehmen als unentgeltliche Zuwendung im Sinne dieser 
Bestimmung handelt, wenn der Steuerpflichtige von ihm erzeugte Wärme unentgeltlich an 
andere Steuerpflichtige für deren wirtschaftliche Tätigkeit abgibt, wobei es hierfür nicht 
darauf ankommt, ob diese anderen Steuerpflichtigen die Wärme für Zwecke verwenden, die 
sie zum Vorsteuerabzug berechtigen.


Zur zweiten und zur dritten Frage


49      Mit seiner zweiten und seiner dritten Frage, die zusammen zu prüfen sind, möchte das 
vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob Art. 74 der Mehrwertsteuerrichtlinie dahin 
auszulegen ist, dass der Selbstkostenpreis im Sinne dieser Bestimmung nicht nur die 
unmittelbaren Herstellungs- oder Erzeugungskosten umfasst, sondern auch mittelbar 
zurechenbare Kosten wie Finanzierungsaufwendungen, und ob bei der Berechnung des 
Selbstkostenpreises nur vorsteuerbelastete Kosten einzubeziehen sind.







50      Bei den in den Art. 16 und 18 der Mehrwertsteuerrichtlinie genannten Umsätzen in Form 
der Entnahme oder der Zuordnung eines Gegenstands des Unternehmens durch einen 
Steuerpflichtigen oder beim Besitz von Gegenständen durch einen Steuerpflichtigen oder 
seine Rechtsnachfolger im Fall der Aufgabe seiner steuerbaren wirtschaftlichen Tätigkeit ist 
nach Art. 74 der Mehrwertsteuerrichtlinie die Steuerbemessungsgrundlage der Einkaufspreis 
für diese oder gleichartige Gegenstände oder mangels eines Einkaufspreises der 
Selbstkostenpreis, und zwar jeweils zu den Preisen, die zum Zeitpunkt der Bewirkung dieser 
Umsätze festgestellt werden.


51      Zunächst ist darauf hinzuweisen, dass der Gerichtshof bereits klargestellt hat, dass Art. 74 
der Mehrwertsteuerrichtlinie eine Ausnahme von der in Art. 73 genannten allgemeinen 
Regel darstellt (Urteil vom 8. Mai 2013, Marinov, C-142/12, EU:C:2013:292, Rn. 31). 
Außerdem geht aus Art. 74 der Mehrwertsteuerrichtlinie eindeutig hervor, dass die 
Steuerbemessungsgrundlage für Gegenstände oder gleichartige Gegenstände nur dann der 
„Selbstkostenpreis“ ist, wenn es keinen Einkaufspreis gibt (vgl. in diesem Sinne zu Art. 11 
Teil A Abs. 1 Buchst. b der Sechsten Richtlinie 77/388, der Art. 74 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie entspricht, Urteil vom 28. April 2016, Het Oudeland Beheer, 
C-128/14, EU:C:2016:306, Rn. 38).


52      Der Gerichtshof hat zudem darauf hingewiesen, dass unter dem „im Zeitpunkt der 
Entnahme festgestellten Einkaufspreis“ im Sinne von Art. 74 der Mehrwertsteuerrichtlinie 
der Restwert des Gegenstands im Zeitpunkt der Entnahme zu verstehen ist. Zu dem in 
diesem Artikel ebenfalls genannten Umsatz in Form der Zuordnung eines Gegenstands hat 
der Gerichtshof ergänzt, dass die Steuerbemessungsgrundlage der zum Zeitpunkt der 
Zuordnung ermittelte Wert des betreffenden Gegenstands ist, der dem Marktpreis eines 
gleichwertigen Gegenstands unter Berücksichtigung der Kosten für den Umbau dieses 
Gegenstands entspricht (Urteil vom 8. Mai 2013, Marinov, C-142/12, EU:C:2013:292, 
Rn. 32 und die dort angeführte Rechtsprechung).


53      Hierzu hat das vorlegende Gericht ausgeführt, dass im vorliegenden Fall kein Einkaufspreis 
festgestellt werden könne, da A und B nicht an ein Netz angeschlossen seien, das es ihnen 
ermöglichen würde, Wärme von Dritten gegen Entgelt zu beziehen. Es ist Sache des 
vorlegenden Gerichts, diesen Umstand zu überprüfen.


54      Der Gerichtshof hat auch festgestellt, dass sich die Steuerbehörde, anders als beim 
Kriterium des Selbstkostenpreises, beim Kriterium des Einkaufspreises gleichartiger 
Gegenstände auf die Marktpreise der betreffenden Art von Gegenständen im Zeitpunkt der 
Zuordnung des fraglichen Gegenstands stützen kann, ohne im Einzelnen prüfen zu müssen, 
welche Wertfaktoren zu diesen Preisen geführt haben (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 
23. April 2015, Property Development Company, C-16/14, EU:C:2015:265, Rn. 40).


55      Die Ermittlung des Selbstkostenpreises obliegt somit der Steuerbehörde unter 
Berücksichtigung aller relevanten Gesichtspunkte und erfordert eine eingehende Prüfung der 
Wertfaktoren, die zu diesem Preis führen können, der zu dem Zeitpunkt zu ermitteln ist, zu 
dem der Entnahmevorgang stattgefunden hat.


56      Sodann ist zu den dabei zu berücksichtigenden Gesichtspunkten festzustellen, dass aus dem 
Wortlaut von Art. 74 der Mehrwertsteuerrichtlinie keineswegs hervorgeht, dass der 
Selbstkostenpreis nur auf den unmittelbaren Herstellungs- oder Erzeugungskosten oder den 
vorsteuerbelasteten Kosten beruhen dürfte.


57      Im Übrigen nennt Art. 79 der Mehrwertsteuerrichtlinie, der die Elemente aufführt, die nicht 
in die Steuerbemessungsgrundlage einbezogen werden dürfen, keine mittelbaren Kosten wie 
Finanzierungsaufwendungen.







58      Da schließlich, wie sich aus der oben in Rn. 51 angeführten Rechtsprechung ergibt, die 
Steuerbemessungsgrundlage für Gegenstände oder gleichartige Gegenstände nur dann der 
Selbstkostenpreis ist, wenn es keinen Einkaufspreis gibt, müsste dieser Selbstkostenpreis so 
nah wie möglich am Einkaufspreis liegen und folglich sowohl die unmittelbaren 
Herstellungs- und Erzeugungskosten als auch mittelbare Kosten wie 
Finanzierungsaufwendungen einschließen, wobei es keine Rolle spielt, ob es sich um 
vorsteuerbelastete Kosten handelt oder nicht.


59      Nach alledem ist auf die zweite und die dritte Frage zu antworten, dass Art. 74 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie dahin auszulegen ist, dass der Selbstkostenpreis im Sinne dieser 
Bestimmung nicht nur die unmittelbaren Herstellungs- oder Erzeugungskosten umfasst, 
sondern auch mittelbar zurechenbare Kosten wie Finanzierungsaufwendungen, wobei es 
keine Rolle spielt, ob es sich um vorsteuerbelastete Kosten handelt oder nicht.


Kosten


60      Für die Beteiligten des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren Teil des beim vorlegenden 
Gericht anhängigen Verfahrens; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 
Die Auslagen anderer Beteiligter für die Abgabe von Erklärungen vor dem Gerichtshof sind 
nicht erstattungsfähig.


Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Sechste Kammer) für Recht erkannt:


1.      Art. 16 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über 
das gemeinsame Mehrwertsteuersystem


ist dahin auszulegen, dass


es sich um eine einer Lieferung von Gegenständen gegen Entgelt gleichgestellte 
Entnahme eines Gegenstands durch einen Steuerpflichtigen aus seinem 
Unternehmen als unentgeltliche Zuwendung im Sinne dieser Bestimmung 
handelt, wenn der Steuerpflichtige von ihm erzeugte Wärme unentgeltlich an 
andere Steuerpflichtige für deren wirtschaftliche Tätigkeit abgibt, wobei es 
hierfür nicht darauf ankommt, ob diese anderen Steuerpflichtigen die Wärme für 
Zwecke verwenden, die sie zum Vorsteuerabzug berechtigen.


2.      Art. 74 der Richtlinie 2006/112


ist dahin auszulegen, dass


der Selbstkostenpreis im Sinne dieser Bestimmung nicht nur die unmittelbaren 
Herstellungs- oder Erzeugungskosten umfasst, sondern auch mittelbar 
zurechenbare Kosten wie Finanzierungsaufwendungen, wobei es keine Rolle 
spielt, ob es sich um vorsteuerbelastete Kosten handelt oder nicht.


von Danwitz Xuereb Kumin


Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 25. April 2024.







Der Kanzler Der Kammerpräsident


A. Calot Escobar T. von Danwitz


*      Verfahrenssprache: Deutsch.





